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Eine neue Rechtsgrundlage für die EU 
Mehr als ein Jahrzehnt hat es gedauert, jetzt ist es endlich 
soweit: Die EU hat eine neue Rechtsgrundlage für ihre  
Arbeit. Zum 1. Dezember ist der Vertrag von Lissabon  (VvL) 
in Kraft getreten, der im erweiterten Europa die lang fristige 
Arbeitsfähigkeit der Institutionen sicherstellen soll. 

Schon der Vertrag von Amsterdam aus dem Jahre 1997 
hätte dieses Ziel erreichen sollen. Dessen Ergebnisse wur-
den jedoch noch als unbefriedigend angesehen. Mit Blic k 
auf die „Amsterdam left-overs“ kam es zu einer weite ren 
Reform des europäischen Primärrechts auf dem ER in Nizza 
im Dezember 2000. Damals wurden mit Ausnahme der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie der 
Steuer-, Asyl- und Einwanderungspolitik weitere Gebiet e 
der Mehrheitsentscheidung im Rat unterworfen. Den e in-
zelnen MS wurde eine gewichtete Stimmenzahl zugewie-
sen und die Möglichkeit eröffnet, überprüfen zu lassen , ob 
die gefundene Mehrheit wenigstens 62 % der europäi-
schen Bevölkerung repräsentiert. Für das EP wurde da mals 
eine maximale Größe von 732 Mitgliedern festgelegt. Ab 
der ersten KOM, die ernannt wird, sobald die EU 27 M S 
umfasst, sollte die Zahl der KOM-Mitglieder geringer sei n 
als die Zahl der MS. Schon der ER von Nizza forderte a ber 
dazu auf, eine weitere Debatte über die künftige En twick-
lung der EU zu führen, der Beginn des so genannten „ Post-
Nizza-Prozesses“. 

Auf dem ER von Laeken im Dezember 2001 wurde eine 
Erklärung zur Zukunft der EU angenommen, die die Gru nd-
lage für den Verfassungskonvent unter Führung des fr ühe-
ren französischen Staatspräsidenten Giscard d’Estai ng 
bildete. Der ambitionierte Vertrag über eine Verfass ung für 
Europa wurde im Oktober 2004 in Rom von den Staats-  
und Regierungschefs unterzeichnet, trat jedoch nie i n 
Kraft, da die entsprechenden Referenden in Frankreich  
und den Niederlanden im Mai bzw. Juni 2005 negativ 
ausfielen. 

Die sich anschließende Phase der Reflexion (besser 
wohl der Ratlosigkeit) dauerte bis zur deutschen Rats präsi-
dentschaft in der 1. Jahreshälfte 2007. Unter deutsc her 
Führung gelang es, das Grundgerüst des Verfassungsve r-
trags in einen normalen Änderungsvertrag zu überführe n, 
der schließlich in Lissabon im Dezember 2007 unterze ich-
net wurde. 

Das Ratifikationsverfahren des VvL war bekanntlich 
auch schwierig, die Iren haben erst im zweiten Anlau f per 
Referendum zugestimmt. Zahlreiche europakritische St im-
men speziell aus dem Osten Europas taten das Ihre, um  
das Verfahren zu verzögern. Nicht zuletzt zwang das Bun-
desverfassungsgericht den deutschen Gesetzgeber zu 
Nachbesserungen bei den Umsetzungsgesetzen. 

Die komplizierte Geschichte dieses Reformvertrags lä sst 
vermuten, dass der VvL für lange Zeit die Arbeitsgru ndlage 

Europas bleiben wird. Es lohnt sich daher, die Änderu ngen 
näher zu betrachten. Diese Sonderausgabe der Hanse-
Umschau versucht, Ihnen die wesentlichen Neuerungen  
übersichtlich näher zu bringen. LF�  

� EU Primärrechtsgrundlagen nach Lissabon 

 
Das Hanse-Office wünscht allen Lesern 

besinnliche Festtage und einen guten Start ins neue Ja hr! 
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Themen 
 

Institutionelles 
 

Struktur der Verträge 

Der VvL ist ein Änderungsvertrag, der die bisherigen  
Rechtsgrundlagen der EU überarbeitet. Nach dem VvL 
gibt es ab dem 1. Dezember zwei Verträge, die Struk tur 
und Verfahren der europäischen Institutionen regeln:  
�  Den Vertrag über die EU (EUV) und 
�  den Vertrag über die Arbeitsweise der EU (AEUV). 
Beide Verträge sind rechtlich gleichrangig.  LF�  

� EUV 
� AEUV 

Europäisches Parlament 

Die Zahl der Mitglieder des EP erhöht sich mit Inkraft treten 
des VvL von 736 Abgeordneten seit Juli 2009 (zuvor waren 
es 785) auf vorübergehend 754. Die Verteilung der A bge-
ordneten auf die MS wurde neu ausbalanciert. Die Zahl 
der deutschen Abgeordneten wird - allerdings erst mit der 
nächsten Europawahl in knapp fünf Jahren - von 99 au f 96 
verringert. Dies ist eine Konsequenz daraus, dass da s aktu-
elle EP noch nach dem Vertrag von Nizza gewählt wurde,  
der Deutschland drei Abgeordnete mehr zugewiesen hat.  
Der ER am 10. und 11. Dezember hat die notwendigen 
Vertragsänderungen für die Übergangsphase beschlos-
sen. Das EP wird ab der nächsten Legislaturperiode a lso 
über 750 Abgeordnete zuzüglich des Präsidenten, mith in 
751 Abgeordnete verfügen. 

Mit dem VvL wird das EP, dessen Kompetenzen in den 
letzten zwei Jahrzehnten ohnehin schon erheblich ge-
wachsen sind, endgültig zum in jeder Hinsicht mit dem  Rat 
gleichberechtigten Gesetzgeber. Zu den neuen Zustän-
digkeiten gehören die Justiz- und Innenpolitik sowie die 
Regional- und Landwirtschaftspolitik, bei denen das P ar-
lament bisher nur begrenzten gesetzgeberischen Einfl uss 
hatte. Auch bei der Finanzierung der europäischen Po liti-
ken und Programme gilt nunmehr über alle Haushaltspos-
ten wird gemeinsam von Rat und EP entschieden (wäh-
rend bisher das EP für etwa die Hälfte der Ausgaben das 
letzte Wort hatte und der Rat für die andere Hälfte –
 obligatorische und nicht obligatorische Ausgaben). D as 
sogenannte Mitentscheidungsverfahren wird zum ordent -
lichen Gesetzgebungsverfahren (siehe den anschließen -
den Themenblock zu den einzelnen Bereichen, die jetzt 
zusätzlich der Entscheidungskompetenz des EP unterwo r-
fen sein werden). 

Das EP hat am 25. November eine Reform der EP-
Geschäftsordnung verabschiedet, durch welche die An -
kunft von 18 neuen Abgeordneten, die größeren Geset -
zesbefugnisse und das neue Haushaltsverfahren gerege lt 
werden. 

Das Verfahren zur Bestellung des KOM-Präsidenten 
musste ebenfalls angepasst werden, da das EP auch in 
diesem Bereich mehr Einflussmöglichkeiten erhält. Nac h 

Artikel 105 der neuen Geschäftsordnung wählt das EP d en 
Präsidenten mit der Mehrheit seiner Mitglieder, währe nd 
bislang die Mehrheit der abgegebenen Stimmen ausrei-
chend war. KOM-Präsident Barroso hatte bei seiner W ie-
derwahl im September noch unter Geltung des Nizza-
Vertrags 382 Stimmen erhalten, eine Mehrheit, die au ch 
unter dem VvL mehr als ausgereicht hätte. LF�  

� Die neue Geschäftsordnung des EP 

  2009 (Nizza)    
2009  

(Lissabon)  

 EU 736 751 

 Belgien 22 22 

 Deutschland 99  96 (99) 

 Frankreich 72  74 

 Italien 72  73 

 Luxemburg 06  06 

 Niederlande 25  26 

 Dänemark 13 13 

 Irland 12  12 

 Vereinigtes Königreich 72  73 

 Griechenland 22 22 

 Spanien 50 54 

 Portugal 22 22 

 Finnland 13  13 

 Österreich 17  19 

 Schweden 18 20 

 Estland 06 06 

 Lettland 08  09 

 Litauen 12  12 

 Malta 05  06 

 Polen 50  51 

 Slowakei 13  13 

 Slowenien 07  08 

 Tschechien 22  22 

 Ungarn 22  22 

 Zypern 06  06 

 Bulgarien 17  18 

 Rumänien 33 33 
Zahl der MEPs je MS nach Nizza und nach VvL im Verg leich 
(Quelle EP und eine überarbeitete Tabelle aus Wikip edia) 

Rat 

Das Stimmenverhältnis der MS im Rat war ein schwierige r 
Verhandlungspunkt bei der Erarbeitung des VvL, und e nt-
sprechend kompliziert ist der gefundene Kompromiss. 
Speziell für Polen war es wichtig, die aus ihrer Sicht vorteil-
hafte gewichtete Stimmverteilung in der Fassung des Ni z-
za-Vertrages noch für einen längeren Zeitraum fortzu-
schreiben. 

Daher gilt noch bis zum 31. Oktober 2014, dass eine Ent-
scheidung des Rates in den Fällen, in denen Beschlüsse  
nach den Verträgen auf Vorschlag der KOM und mit qua -
lifizierter Mehrheit zu fassen sind, dann zustande ko mmt, 
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wenn eine Mindestzahl von 255 positiven Stimmen vorlie gt 
und zusätzlich eine Mehrheit der MS zustimmt. Insge samt 
sind in dem System der gewichteten Stimmenverteilung 
345 Stimmen von den 27 MS zu vergeben. Italien, Fra nk-
reich, Großbritannien und Deutschland verfügen dabei 
über 29 Stimmen, Polen und Spanien über 27 Stimmen. 
Über die geringste Stimmenzahl verfügt Malta mit ledig lich 
3 Stimmen. 

Ab dem 1. November 2014 gilt dann grundsätzlich eine 
qualifizierte Mehrheit als erreicht, wenn mindestens 5 5 % 
der Mitglieder des Rates zustimmen, sofern die von i hnen 
vertretenen MS zusammen mindestens 65 % der Bevölke -
rung ausmachen. Für den Zeitraum vom 1. November 
2014 bis 31. März 2017 kann jedoch ein Mitglied des R ates 
beantragen, dass für die Beschlussfassung noch einma l 
die alte, bis Oktober 2014 geltende Fassung der qualif izier-
ten Mehrheit angewendet wird. 

Das neue Stimmengewichtungsverfahren wird durch 
einen weiteren Mechanismus ergänzt. Dieser ermöglich t 
es einer Gruppe von MS, die zusammen fast eine Sperr mi-
norität erreichen, ihre ablehnende Haltung gegenüber 
einem Beschluss zu bekunden. In diesem Fall muss der R at 
alles daran setzen, in einem angemessenen Zeitraum ein e 
für beide Parteien zufriedenstellende Lösung zu finde n. Bis 
März 2017 sind hierfür 75 % der Bevölkerung oder der An-
zahl der MS erforderlich, die für die Bildung einer Spe rrmi-
norität erforderlich sind (10 MS oder eine Anzahl von  MS, 
die 26,25 % der Bevölkerung repräsentieren). Ab Apri l 2017, 
also mit dem endgültigen Inkrafttreten der qualifizie rten 
Mehrheit in der Fassung des VvL, sinkt diese Zahl auf 55 % 
der erforderlichen Sperrminorität (8 MS oder eine An zahl 
MS, die 19,25 % der Bevölkerung repräsentieren). Dies e 
komplizierte Klausel ist nicht direkt Bestandteil der Ve rträ-
ge, sondern wurde als Erklärung zum VvL aufgenommen. 
Sie kann gemäß eines weiteren Protokollpunkts zum VvL 
per einstimmigem Beschluss des ER wieder aufgehoben 
werden. 

Für den Rat als Co-Gesetzgeber neben dem EP bleibt 
es weiterhin bei dem System der rotierenden Ratsprä si-
dentschaften. Mit dem 1. Januar 2010 beginnt eine ne ue 
„Trio-Ratspräsidentschaft mit Spanien (1. Hj. 2010,  Belgien 
(2. Hj. 2010) und Ungarn (1. Hj. 2011). Durch den V vL wurde 
die vertragliche Möglichkeit geschaffen, durch einen ER-
Beschluss die Triopräsidentschaft auch formell festzu-
schreiben (Artikel 236 AEUV). 

Die rotierenden Präsidentschaften führen den Vorsit z in 
allen Ratsformationen mit Ausnahme der neu geschaffe-
nen Auswärtige Angelegenheiten“ (unter Vorsitz der H o-
hen Vertreterin Catherine Ashton) sowie in den Rats ar-
beitsgruppen. Die ebenfalls neue Ratsformation „Allge-
meine Angelegenheiten“ sorgt für die Kohärenz der Arb ei-
ten des Rates in seinen verschiedenen Zusammensetzu n-
gen. In Verbindung mit dem Präsidenten des ER und m it 
der KOM bereitet er die Tagungen des ER vor und sor gt für 
das weitere Vorgehen (Artikel 16 Absatz 6 EUV). 

Mit dem Inkrafttreten des VvL werden alle Sitzungen d es 
Rates, die Gesetzgebungsvorhaben zum Gegenstand 
haben, öffentlich stattfinden. Es besteht die Möglic hkeit, 
diese Sitzung per Video-Übertragung live im Internet  zu 
verfolgen. LF�  

� Abstimmungsrechner für den Rat 
� Protokolle zum VvL (insb. Nr. 9 und 36) 

� Erklärungen zum VvL (insb. Nr. 7) 
� Link zur Liveübertragung der Ratssitzungen 

� Trio-Präsidentschaft 2010/2011 

Kommission 

Die KOM wird nach dem VvL auch in Zukunft aus einem 
Kommissar pro MS bestehen, mithin zunächst 27. Die R ege-
lung aus dem Nizza-Vertrag, wonach „die Zahl der Mit-
glieder der KOM unter der Zahl der MS liegt, wenn die 
Union 27 MS umfasst“, ist gegenstandslos. Der VvL si eht 
eigentlich vor, dass die KOM ab November 2014 aus e iner 
Anzahl von Mitgliedern besteht, die zwei Dritteln der Zahl 
der MS entspricht, sofern der ER nicht einstimmig ei ne Än-
derung dieser Anzahl beschließt. Auf dem ER im Dezembe r 
2008 haben die Staats- und Regierungschefs jedoch 
schon eine Abkehr von dieser Reduzierung in Aussich t 
gestellt: „Der ER kommt überein, dass - sofern der Vv L in 
Kraft tritt - im Einklang mit den erforderlichen rec htlichen 
Verfahren ein Beschluss gefasst wird, wonach weiterhi n ein 
Staatsangehöriger jedes MS der KOM angehören wird.“ 

Die KOM erhält eine Vizepräsidentin, die zugleich als 
Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheit spoli-
tik fungiert (siehe separaten Artikel). Die KOM erhä lt vor-
aussichtlich sechs weitere, von Barroso ausgewählte Vi ze-
Präsidenten, siehe entsprechende Hinweise in nachfo l-
gender Übersicht der designierten Kommissare: 
�  Catherine Ashton (Großbritannien/S&D), Hohe Vertrete -

rin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Vize prä-
sidentin 

�  Viviane Reding (Luxemburg/EVP), Justiz, Grundrechte  
und Bürgerschaft, Vizepräsidentin 

�  Joaquín Almunia (Spanien/S&D), Wettbewerb, Vizeprä-
sident 

�  Siim Kallas (Estland/ALDE), Verkehr, Vizepräsident 
�  Neelie Kroes (Niederlande/ALDE), Digitale Agenda, 

Vizepräsidentin 
�  Antonio Tajani (Italien/EVP), Industrie und Unterneh men, 

Vizepräsident 
�  Maros Sefcovic (Slowakei/parteilos, S&D-nah), Interins ti-

tutionelle Beziehungen und Verwaltung, Vizepräsident 
�  Karel De Gucht (Belgien/ALDE), Handel 
�  Rumiana Jeleva (Bulgarien/EVP), Internationale Zu-

sammenarbeit, humanitäre Hilfe und Krisenreaktion 
�  Connie Hedegaard (Dänemark/EVP), Klimapolitik 
�  Günther Oettinger (Deutschland/EVP), Energie 
�  Olli Rehn (Finnland/ALDE), Wirtschafts- und Währung 
�  Michel Barnier (Frankreich/EVP), Binnenmarkt und 

Dienstleistungen 
�  Maria Damanaki (Griechenland/S&D), Maritime Ange-

legenheiten und Fischerei 
�  Maire Geoghegan-Quinn (Irland/ALDE), Forschung, 

Innovation und Wissenschaft 
�  Andris Piebalgs (Lettland/EVP), Entwicklung 
�  Algirdas Šemeta (Litauen/parteilos EVP-nah), Steuer n 

und Zollunion, Audit und Betrugsbekämpfung 
�  John Dalli (Malta/EVP), Gesundheit und Verbraucher-

politik 

mailto:lars.friedrichsen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.consilium.europa.eu/App/calculette/default.aspx?lang=de&cmsid=1690
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2008:115:0201:0328:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2008:115:0335:0359:DE:PDF
http://video.consilium.europa.eu/
http://www.eu2010.es/comun/descargas/ProyectoProgramaTrxo-16771.en09.pdf
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�  Johannes Hahn (Österreich/EVP), Regionalpolitik 
�  Janusz Lewandowski (Polen/EVP), Haushalt und Finanz-

planung 
�  Dacian Ciolos (Rumänien/parteilos), Landwirtschaft u nd 

ländliche Entwicklung 
�  Janez Potocnik (Slowenien/parteilos, ALDE-nah), Um-

welt 
�  Cecilia Malmström (Schweden/ALDE), Inneres 
�  Stefan Fuele (Tschechische Republik/parteilos S&D-

nah), Erweiterung und Europäische Nachbarschaftspol i-
tik 

�  László Andor (Ungarn/S&D), Beschäftigung, Soziales u nd 
Integration 

�  Androulla Vassiliou (Zypern/ALDE), Bildung, Kultur, Meh r-
sprachigkeit und Jugend . 

Der Präsident, die Hohe Vertreterin der Union für A ußen- 
und Sicherheitspolitik und die übrigen Mitglieder der KOM 
stellen sich als Kollegium einem Zustimmungsvotum des EP, 
Artikel 17 Absatz 7 EUV. Diese Entscheidung wird für den 
26. Januar 2010 erwartet. Zuvor müssen sich die desi gnier-
ten Kommissare noch den Anhörungen in den zuständi-
gen Ausschüssen des EP stellen, diese werden zwischen  
dem 11. und 19. Januar 2010 stattfinden. Die neue K OM 
könnte dann am 1. Februar 2010 ihre Arbeit aufnehme n. 
 LF�  

� Die designierten Mitglieder der Barroso II KOM 

Neue Zuschnitte der KOM 

Nach Ernennung der neuen designierten Kommissare wi rd 
sich die KOM in ihrer Zusammensetzung und im Ressor tzu-
schnitt verändern. Es werden sowohl neue sektorale Ar -
beitsgebiete geschaffen wie auch jetzt vorhandene e i-
genständige Bereiche mit anderen zusammengelegt. 
Ebenso werden Umorganisationen innerhalb der General-
direktionen vorgenommen. Die designierten Kommissar e 
wurden durch entsprechende Briefe vom Kommissionspr ä-
sidenten über ihre künftigen Aufgabenbereiche wie auc h 
über die entsprechenden Neuzuschnitte unterrichtet. 

Eine wesentliche Änderung ist z. B. die Schaffung eine s 
eigenständigen Klimaschutz-Sektors. Trotz vielfach g eäu-
ßerter Bedenken hat Barroso dieses „Querschnittsres sort“ 
geschaffen mit dem Ziel, klimarelevante Aspekte aus den 
Bereichen Energie, Forschung, Landwirtschaft und In dust-
rie zu bündeln. 

Die eigens geschaffene Energiesparte, herausgelöst 
aus der bisherigen DG Transport und Energie, soll sic h vor-
rangig mit der Sicherstellung der Energieversorgung und  
einer Strategie zur Energietechnologie befassen. 

Die Weiterentwicklung der EU 2020-Strategie wird fed er-
führend im Ressort Wirtschaft und Währungsfragen be ar-
beitet werden. Unterstützung erfolgt hier u. a. von den 
Bereichen Handel, Binnenmarkt, Wettbewerb und Indust -
rie. Während es in der DG Industrie eine Reihe von Än de-
rungen geben wird, blieben die anderen Bereiche von 
Umstrukturierungen ihrer Aufgabenzuschnitte eher un be-
rührt. 

Im Rahmen des Stockholmer Programms wird die Ent-
wicklung einer Strategie durch das Ressort Justiz u nd 
Grundrechte erfolgen. Eine Stärkung wurde durch Über -

tragung von Arbeitseinheiten aus anderen Bereichen si -
chergestellt. 

Auch im Portfolio des neuen Kommissars für Gesundheit  
finden sich zusätzliche Verantwortungsbereiche, wie z. B. 
die Biotechnologie, was letztlich als Stärkung angesehe n 
werden kann. KL�  

� Briefe von KOM-Präsident Barroso 

Ausschuss der Regionen (AdR) 

Die Kompetenzen des AdR werden in mehrfacher Hinsicht  
ausgeweitet. Neben zusätzlichen Fällen der obligatori-
schen Konsultation des AdR bei der Verabschiedung von  
EU-Rechtsvorschriften wird dem AdR nun auch in zwei 
spezifischen Fällen ein Klagerecht vor dem Europäischen  
Gerichtshof eingeräumt: 
�  Zur Wahrung seiner eigenen institutionellen Befugniss e, 

sprich die Durchführung der im AEUV vorgesehenen 
Anhörungen des AdR und  

�  zur Erhebung von Nichtigkeitsklagen gegen Rechtsakte  
in Politikbereichen, in denen der AdR laut EUV angehör t 
werden muss, insbesondere wegen eines Verstoßes ge-
gen das Prinzip der Subsidiarität (Artikel 8 von Prot okoll 
Nr. 2 über die Anwendung der Grundsätze der Subsidi a-
rität und der Verhältnismäßigkeit i. V. m. Artikel 26 3 Ab-
satz 3 AEUV). 

Das AdR-Plenum, das fünf Mal pro Jahr zusammentritt, 
befindet dann mit der Mehrheit der abgegebenen Stim -
men über diesen Vorschlag. Wird ein entsprechender 
Beschluss gefasst, reicht der AdR-Präsident im Namen  des 
Ausschusses die Klage ein. 

Die Amtszeit des AdR wird in Angleichung an die sonst i-
gen europäischen Institutionen auf fünf Jahre verlän gert. 
Nach dem VvL kann der AdR nicht nur von der KOM und 
vom Rat, sondern auch vom EP konsultiert werden. LF�  

� Pressemitteilung des AdR zum VvL 

Catherine Ashton: Hohe Vertreterin der EU für 
Außen- und Sicherheitspolitik 

Baroness Ashton, britische Labour-Politikerin, geboren  1956 
in Lancashire, studierte Wirtschaftswissenschaften i n Lon-
don. Sie war viele Jahre im Bereich der sozialen Arbeit  
tätig und leitete später die Gesundheitsbehörde der G raf-
schaft Hertfordshire. 

1999 wurde Ashton geadelt, wodurch sie den Titel Ba -
roness Ashton of Upholland erhielt und Mitglied des Obe r-
hauses wurde. Acht Jahre lang war sie in verschieden en 
Positionen im Bildungs- und Justizministerium tätig, bevor 
sie Vorsitzende des Oberhauses wurde. Dort setzte s ie sich 
auch für die Verabschiedung des VvL ein. 

Im Oktober 2008 wurde Catherine Ashton als Nachfol-
gerin von Peter Mandelson EU-Handelskommissarin. Auf 
dem Sondergipfel am 19. November wurde sie von den 
Staats- und Regierungschefs der 27 MS zur ersten Ho hen 
Vertreterin für Außen- und Sicherheitspolitik nomini ert. Die-
se Funktion hat sie am 1. Dezember mit Inkrafttrete n des 
VvL übernommen, ihre Amtszeit endet am 31. Oktober 
2014. 
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Ihr obliegen die Führung der gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik, der Vorsitz des Außenministerrate s und 
die Vertretung der EU nach außen sowohl gegenüber 
Drittstaaten als auch internationalen Organisationen u nd 
auf internationalen Konferenzen. Zudem ist sie als Viz eprä-
sidentin innerhalb der KOM verantwortlich für die Auße n-
beziehungen der EU. Sie wird insgesamt die Aufgaben 
übernehmen, die bislang von der für auswärtige Angel e-
genheiten zuständigen Kommissarin (Ferrero-Waldner) , 
dem hohen Beauftragten für Außen- und Sicherheitspo litik 
des Rates (Javier Solana) und der wechselnden Ratsprä si-
dentschaft als Vorsitz der Ratsformation „Auswärtige  An-
gelegenheiten“ übernommen wurden. 

Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben wird sie von ei-
nem Europäischen Auswärtigen Dienst unterstützt, de r sich 
zusammensetzen soll aus bisherigen Mitgliedern des Gen e-
ralsekretariats des Rats, der DG Relex und abgeordnete n 
Diplomaten aus den MS. Die Organisation und die Ar-
beitsweise des Europäischen Auswärtigen Dienstes we r-
den noch durch einen Beschluss des Rates festgelegt. Der 
Rat beschließt auf Vorschlag der Hohen Vertreterin nac h 
Anhörung des EP und nach Zustimmung der KOM (Artikel  
27 Absatz 3 EUV). Melanie Loos � , LF�  

� Biographie Catherine Ashton 
� Themenseite der KOM Catherine Ashton 

� House of Lords - Impact Assessment des VvL 

Herman Van Rompuy: Präsident des ER 

Der belgische Christdemokrat, geboren 1947 in Brüsse l, 
studierte Philosophie und Wirtschaftswissenschaften.  Seine 
berufliche Laufbahn begann 1972 als Attaché für Inner e 
Angelegenheiten bei der belgischen Nationalbank; späte r 
arbeitete er als politischer Spitzenberater. 

1993 wurde er stellvertretender Premierminister und F i-
nanzminister, als der er maßgeblich zum Euro-Beitritt  Bel-
giens beitrug. Ab 1995 war er Mitglied der Abgeordnet en-
kammer, bevor er im Dezember 2008 das Amt des belgi-
schen Premierministers übernahm. 

Die Ernennung Van Rompuys zum ersten EU-Präsidenten  
erfolgte ebenfalls auf dem Sondergipfel der Staats- und  
Regierungschefs am 19. November. Seine Amtszeit hat  am 
1. Dezember für eine Dauer von zweieinhalb Jahren be-
gonnen, eine zweite Amtszeit ist möglich. Der Ratspr äsi-
dent sitzt dem ER vor, stellt dessen Vorbereitung und  die 
Kontinuität der Arbeit sicher, sorgt für Zusammenhalt und 
Konsens, erstattet dem EP Bericht über die Sitzungen  des 
ER und übernimmt die Außenvertretung der EU im Rahm en 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP),  
unbeschadet der Kompetenzen der Hohen Vertreterin. 

 Melanie Loos � , LF�  
� Ratspräsident 

Änderungen der Verträge/ Bundesverfassungs-
gericht zum VvL 

Die Verträge (EUV und AEUV) können auch in Zukunft 
geändert werden, dafür sieht der EUV in Artikel 48 zw ei 
verschiedene Verfahren vor. 

Ordentliches Änderungsverfahren 

Im ordentlichen Änderungsverfahren nach Artikel 48 Ab-
sätze 2 bis 5 können die MS, das EP, die KOM dem Ra t 
Änderungsvorschläge unterbreiten. Der Rat übermittelt  
diese dem ER und den nationalen Parlamenten. Der ER 
prüft diese Vorschläge, hört EP und KOM an und ent-
scheidet mit einfacher Mehrheit über die Einberufun g 
eines Konvents von Vertretern der nationalen Parlamen te, 
der Staats- und Regierungschefs der MS, des EP und der 
KOM. Dieser Konvent prüft die Vorschläge und richtet  im 
Konsens eine Empfehlung an eine Konferenz der Vertret er 
der Regierungen der MS, die über diese Änderungen e in-
stimmig entscheiden müssen. Sind die Änderungen klein e-
ren Umfangs, kann auf die Einberufung eines Konvent s 
durch den ER verzichtet werden. 

Derartige Änderungen müssen in der Folge in allen MS 
ratifiziert werden. Gibt es hierbei erhebliche Problem e, 
wird der ER mit der Frage befasst (Artikel 48 Absatz  5 EUV). 

Vereinfachte Änderungsverfahren 

Die Regierung jedes MS, das EP oder die KOM können 
dem ER Entwürfe zur Änderung aller oder eines Teils der  
Bestimmungen des Dritten Teils des Vertrags über die  Ar-
beitsweise der EU über die internen Politikbereiche de r EU 
vorlegen (Dritter Teil: die internen Politiken und Maß nah-
men der EU, Artikel 26 bis 197 AEUV). Der ER kann ein en 
Beschluss zur Änderung aller oder eines Teils der Bestim -
mungen des Dritten Teils AEUV erlassen. Er beschließt  ein-
stimmig nach Anhörung des EP und der KOM sowie - be i 
institutionellen Änderungen im Währungsbereich - der 
Europäischen Zentralbank. Dieser Beschluss tritt erst  nach 
Zustimmung der MS im Einklang mit ihren jeweiligen v erfas-
sungsrechtlichen Vorschriften in Kraft. 

Nach Artikel 48 Absatz 7 kann der ER beschließen, da ss 
der Rat auf Gebieten, die bislang Einstimmigkeit erfor dern, 
künftig mit qualifizierter Mehrheit beschließt (Brüc kenklau-
sel). Außerdem kann er den Übergang von einem beson-
deren zum ordentlichen Gesetzgebungsverfahren mit 
entsprechenden Mitspracherechten des EP beschließen.  

Die hierzu erlassenen Umsetzungsregelungen in den 
deutschen Begleitgesetzen waren Gegenstand intensiver  
Prüfung durch das Bundesverfassungsgericht (BVerfG)  und 
haben zu Änderungen noch vor der Ratifizierung gefü hrt. 
Das erste Begleitgesetz war für teilweise verfassungs widrig 
erklärt worden. Aus Sicht des BVerfG waren Bundestag  
und Bundesrat keine hinreichenden Beteiligungsrechte  
eingeräumt worden. Das BVerfG hat insoweit die Inte gra-
tionsverantwortung der Gesetzgebungsorgane betont, 
die den verfassungsrechtlichen Anforderungen insbes on-
dere des Artikels 23 Absatz 1 Grundgesetz (GG) genüg en 
muss. Um einem etwaigen erneuten Verfahren in Karlsru he 
und somit einer weiteren Verzögerung der Ratifizieru ng 
vorzubeugen, bestand sowohl im Bundestag als auch 
unter den Ländern weitestgehend Konsens, die Vorgab en 
des BVerfG möglichst eng am Wortlaut des Urteils („1:1 “) 
umzusetzen. 
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Stärkung der Beteiligungsrechte von Bundestag und 
Bundesrat  

Das Kernstück der Begleitgesetze ist das Integration sver-
antwortungsgesetz (IntVG), welches verschiedene Arte n 
der Beteiligung von Bundestag und Bundesrat vorsieh t: 

Nachträgliches Zustimmungsgesetz 

Dieses ist einschlägig gemäß Artikel 23 Absatz 1 GG b ei 
vereinfachten Vertragsänderungsverfahren gemäß Artik el 
48 Absatz 6 EUV (u. a. im Bereich des Binnenmarktes , der 
Wirtschafts- und Währungspolitik und der Beschäftigun gs-
politik) und besonderen Vertragsänderungsverfahren 
(u. a. im Bereich der Eigenmittel). 

Vorherige gesetzliche Ermächtigung 

Eine vorherige gesetzliche Ermächtigung nach Artikel  23 
Absatz 1 GG ist erforderlich in den Fällen der 
�  allgemeinen Brückenklausel in Artikel 48 Absatz 7 EUV,  

die eine Änderung der Abstimmungsmodalitäten im Rat 
oder einen Wechsel des anzuwendenden Gesetzge-
bungsverfahrens ermöglicht, 

�  Kompetenzerweiterungsklauseln nach Artikel 83 Ab-
satz 1 Unterabsatz 3 und Artikel 86 Absatz 4 AEUV, a lso 
bei Ratsbeschlüssen über die Festlegung von anderen 
Kriminalitätsbereichen, zu denen die EU Mindestvor-
schriften erlassen kann, und über die Ausdehnung der 
Befugnisse der Europäischen Staatsanwaltschaft, sowi e 

�  der Flexibilitätsklausel nach Artikel 352 AEUV, die sog . 
Abrundungskompetenz. 

Im IntVG ist vorgesehen, dass bei Nichtvorliegen de r Er-
mächtigung der deutsche Vertreter im ER bzw. im Rat  den 
Beschlussvorschlag ablehnen muss. Bundestag und Bun-
desrat ist insoweit ein veritables Vetorecht eingeräumt  
worden. 

Vorheriger zustimmender Beschluss 

Ein vorheriger zustimmender Beschluss des Bundestag es 
sowie - in bestimmten Fällen zusätzlich auch des Bundes ra-
tes - ist notwendig bei besonderen Brückenklauseln, d ie 
auf bestimmte Politiken bezogen sind (u. a. GASP, meh r-
jähriger Finanzrahmen, Sozial- und Umweltpolitik). Auch  
hier gilt die Ablehnungspflicht im ER bzw. im Rat bei Nic ht-
zustandekommen eines entsprechenden Beschlusses. 

Notbremsemechanismus 

Dieser sieht eine Weisung des Bundestages oder - in b e-
stimmten Fällen - des Bundesrates an die Bundesregieru ng 
vor, den sog. Notbremsemechanismus auszulösen, d. h.  
die Aussetzung des ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
rens im Rat zwecks Befassung des ER, wenn durch den  
Entwurf eines Gesetzgebungsaktes grundlegende Aspekte  
der Strafrechtsordnung oder des Systems der sozialen  Si-
cherheit berührt würden. Simone Stamme � , LF�  

� BVerfG zum VvL (Urteil vom 30. Juni 2009) 
� Begleitgesetze 

 

Subsidiaritätsrüge  

Mit dem VvL werden die Rechte der nationalen Parlamen -
te gestärkt. Wichtige Bausteine hierfür sind die Ve rfahren 
zur Wahrung des Subsidiaritätsprinzips. Gemäß Artik el 5 
Absatz 3 EUV wenden die Organe der EU das Subsidiari -
tätsprinzip nach dem Protokoll über die Anwendung der 
Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßig keit 
(PAGSV) an. Die nationalen Parlamente achten auf die 
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips nach dem in je nem 
Protokoll vorgesehenen Verfahren. 

Nach Artikel 4 Absatz 2 PAGSV leitet die KOM ihre Ent -
würfe für Gesetzgebungsakte den nationalen Parlamen-
ten und dem Unionsgesetzgeber gleichzeitig zu. Die K OM 
muss jeden Entwurf mit Blick auf die Subsidiarität un d Ver-
hältnis begründen. Die nationalen Parlamente können 
binnen acht Wochen nach dem Zeitpunkt der Übermitt-
lung eines Entwurfs eines Gesetzgebungsakts in einer be-
gründeten Stellungnahme an die Präsidenten des EP, de s 
Rates und der KOM darlegen, weshalb der Entwurf ihres  
Erachtens nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip verein bar ist 
(Artikel 6 PAGSV). Jedes nationale Parlament hat zwei 
Stimmen, wobei entsprechend der jeweiligen nationale n 
Organisation in einem Zweikammernsystem jede Kammer 
über eine Stimme verfügt. In Deutschland haben Bunde s-
tag und Bundesrat je eine Stimme in diesem Verfahre n. 
Die Vertreter der Länderregierungen, die im Bundesr at 
sitzen, binden in Deutschland in diesem Zusammenhang 
ihre jeweiligen Parlamente ein. 

Wird in diesem Verfahren ein Drittel der Stimmen er-
reicht, die den nationalen Parlamenten zustehen, muss  
der Entwurf überprüft werden (es reicht ein Viertel bei 
Vorschlägen aus dem Bereich Raum der Freiheit, der Si -
cherheit und des Rechts, siehe auch separaten Artike l zu 
Justizfragen). 

Die KOM kann beschließen, an dem Vorschlag festzu-
halten, ihn zu ändern oder ihn zurückzuziehen. Hält di e 
KOM an dem Vorschlag fest, muss sie hierzu eine Begrü n-
dung erarbeiten, weshalb nach ihrer Einschätzung der  
Vorschlag mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist ( Arti-
kel 7 Absatz 3 PAGSV). 

Es besteht ggf. die Möglichkeit, eine Klage wegen des  
Verstoßes gegen das Subsidiaritätsprinzip vor den E uGH zu 
bringen (Artikel 8 PAGSV und 263 EUV). (Diese Möglichke it 
besteht auch für den AdR, siehe separaten Artikel). 

Das Subsidiaritätsrüge- und Klageverfahren gibt den na-
tionalen Parlamenten ein Abwehrrecht in die Hand. Die  
konkrete Handhabung und Entscheidungspraxis von KOM  
und EuGH werden zeigen, wie effektiv dieses Mittel s ein 
wird. Henrik Lesaar � , LF�  

Politikfelder 
 

Wirtschaftspolitik 

In wirtschaftspolitischer Hinsicht stärkt der VvL die Rolle der 
EU in der gemeinsamen Handelspolitik. Sie fällt nun vol l-
ständig in die ausschließliche Zuständigkeit der EU ( Artikel 
 3 i. V. m. 207 AEUV). Bislang galt dies nur für den Waren-
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handel, während der Handel mit Dienstleistungen und di e 
Handelsaspekte des geistigen Eigentums Gegenstand de r 
gemischten Zuständigkeit von EU und den MS waren. Fü r 
die jetzt ebenfalls in die ausschließliche EU-Kompeten z 
aufgenommenen Abkommen über ausländische Direktin-
vestitionen waren die MS bislang allein zuständig. 

Die Neuregelung hat zur Folge, dass sämtliche von der  
EU abgeschlossenen Handelsabkommen nun nicht mehr 
der Ratifizierung durch die MS bedürfen. 

Eine Sonderstellung gegenüber dem Warenhandel 
kommt den neu in die ausschließliche Zuständigkeit übe r-
nommenen Handelsaspekten allerdings hinsichtlich der 
Mehrheitsanforderungen im Rat zu. Während der Rat ü ber 
Abkommen im Warenhandel mit qualifizierter Mehrheit 
entscheiden kann, bedürfen Abkommen über den Dienst -
leistungsverkehr, über Handelsaspekte des geistigen E i-
gentums oder über ausländische Direktinvestitionen i.  d. R. 
der einstimmigen Entscheidung (Artikel 207 Abs. 4 AE UV). 

Ausgebaut wird die parlamentarische Kontrolle vor 
dem Abschluss von EU-Handelsabkommen. Während die 
Rolle des EP sich bislang im Wesentlichen auf allgemeine 
Informations- und Initiativrechte beschränkte, beda rf es 
nun seiner Zustimmung (Artikel 207 Abs. 3 i. V. m. Ar tikel 218 
Abs. 6a) v) AEUV).  CH�  

Haushaltspolitik 

Der EU-Haushalt wird künftig in einem modifizierten Mitent-
scheidungsverfahren gemäß Artikel 314 AEUV aufgeste llt. 
Dies bedeutet, dass das EP über die Gesamtheit der A us-
gaben gleichberechtigt mit dem Rat beschließt. Bislang  
galt dies nur für die sog. nicht obligatorischen Ausgab en. 
Anders als im gewöhnlichen Mitentscheidungsverfahren 
findet nur eine Lesung im EP statt. Wenn das EP dem 
Standpunkt des Rates zum Entwurf des Haushaltsplans 
nicht in erster Lesung zustimmt, beruft der Präsiden t des EP 
im Einvernehmen mit dem Präsidenten des Rates den 
Vermittlungsausschuss ein. Kommt auch hier keine Eini-
gung zustande, muss die KOM einen neuen Haushaltsent -
wurf vorlegen. Ist zu Beginn eines Haushaltsjahres der  
Haushaltsplan noch nicht endgültig erlassen, so können 
gemäß Artikel 315 AEUV i. V. m. Artikel 13 HaushaltsO für 
jedes Haushaltskapitel monatliche Ausgaben bis zur Höh e 
eines Zwölftels des jeweiligen Kapitels des Vorjahrespla ns 
vorgenommen werden. 

Eine weitere Änderung des Haushaltsrechts besteht da r-
in, dass das Instrument des mehrjährigen Finanzrahm ens 
erstmals im Primärrecht verankert wird (Artikel 312  AEUV). 
Der Finanzrahmen wird nach dem Vertragstext für einen  
Zeitraum von mindestens fünf Jahren aufgestellt. Zu sein er 
Annahme bedarf es der einstimmigen Entscheidung dur ch 
den Rat nach vorheriger Zustimmung durch die Mehrhei t 
der Mitglieder des EP. CH�  

Währungspolitik/Stabilitätspakt 

Durch den VvL wird die Europäische Zentralbank (EZB) 
erstmals in den Katalog der EU-Organe aufgenommen 
(Artikel 13 EUV). Um klarzustellen, dass die politische Unab-
hängigkeit der EZB dadurch nicht angetastet wird, si eht 

Artikel 130 AEUV vor, dass die EZB keine Weisungen von  
anderen Organen, Einrichtungen oder sonstigen Stelle n 
der EU, Regierungen der MS oder anderen Stellen einho -
len oder entgegennehmen darf. 

Die Sonderstellung der MS der Euro-Zone wird gestärkt, 
indem der Rat für sie zusätzlich zu den Grundzügen d er 
Wirtschaftspolitik für die gesamte EU eigene wirtsch aftspo-
litische Grundzüge erlassen kann (Artikel 136 AEUV). D ar-
über hinaus werden im Wege eines Protokolls zum VvL d ie 
Existenz der Euro-Gruppe sowie der wirtschaftspolitisc he 
Dialog zwischen den Mitgliedern der Euro-Zone, der KOM 
und der EZB primärrechtlich verankert. 

Das Verfahren zur Umsetzung des Stabilitäts- und Wac h-
stumspaktes wird durch den VvL leicht geändert. Im F alle 
des Verdachts eines übermäßigen Haushaltsdefizits ei nes 
MS legte die KOM bislang allein dem Rat eine Stellung-
nahme vor. Nun muss sie dem betreffenden MS unmitte l-
bar eine Stellungnahme zuleiten und den Rat unterrichte n 
(Artikel 126 Absatz 5 AEUV). Zur Vorbereitung der Ent schei-
dung des Rates über das Vorliegen eines Defizits bes itzt 
die KOM ein Vorschlagsrecht (Artikel 126 Absatz 6 AEU V). 
Bislang konnte sie lediglich eine Empfehlung gegenüber  
dem Rat abgeben. CH�  

Steuerpolitik 

Der VvL lässt die Kompetenzaufteilung zwischen MS und  
EU im Bereich der Steuern unberührt. Der ER hat Irlan d im 
Vorfeld des dort im Oktober durchgeführten Referendu ms 
über den VvL zudem eine rechtsverbindliche Garantie  
gegeben, dass sich die Kompetenzen der EU im Steuer we-
sen auch künftig ohne irische Zustimmung nicht änder n 
werden. Bestehen bleibt auch das Recht von mindesten s 
neun MS, einen Antrag auf Ermächtigung zu einer ver-
stärkten Zusammenarbeit im Hinblick auf einzelne steue r-
politische Fragen zu stellen. Diesbezüglich stärkt der  VvL 
die Mitwirkungsrechte des EP. Während das EP bislang  vor 
der Beschlussfassung des Rates über eine verstärkte Zu-
sammenarbeit lediglich anzuhören war, ist nun seine Zu-
stimmung erforderlich (Artikel 329 Absatz 1 AEUV). CH�  

Justiz und Inneres 

Die Regelungen zum Raum der Freiheit, der Sicherhei t und 
des Rechts (im Folgenden RFSR) betreffen die Themenb e-
reiche Asyl und Einwanderung, die Justizielle Zusammen -
arbeit in Zivil- und Strafsachen sowie die Polizeilic he Zu-
sammenarbeit. Bislang fußten die Regelungen zum RFSR 
primärrechtlich sowohl auf dem EUV (Artikel 29-42) als 
auch auf dem EGV (Artikel 61-69) in der Fassung von Niz-
za. Der VvL führt diese beiden Standbeine nun in den  Arti-
keln 67-89 AEUV zusammen. 

Die genannten Regelungsbereiche betreffen typische 
Kernbereiche staatlicher Souveränität. Die bisherigen  Be-
stimmungen enthielten deshalb zahlreiche institutionelle 
Besonderheiten, die einen zwischenstaatlichen Charak ter 
garantierten: 

Im Bereich der Polizeilichen und Justiziellen Zusammen-
arbeit in Strafsachen (im Folgenden PJZS) war die Se tzung 
von Sekundärrecht durch die in Artikel 249 EGV vorge se-
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henen Rechtsinstrumente, Verordnungen und Richtlinien, 
nicht zulässig. Stattdessen konnte der Rat nach Artik el 34 
Absatz 2 EUV in der Fassung von Nizza nur gemeinsam e 
Standpunkte, Rahmenbeschlüsse oder Beschlüsse erlasse n 
sowie Übereinkommen treffen. Nach Artikel 288 AEUV 
finden nun auch im Bereich der PJZS die allgemeinen 
Rechtsinstrumente Anwendung. 

Dem EP war nach alter Vertragsgrundlage nur eine 
schwache Rolle zugedacht. Vorgesehen war lediglich 
seine Anhörung, Mitwirkungsrechte hatte es nicht (Ar tikel 
39 EUV und Artikel 67 EGV jeweils in der Fassung von Niz-
za). Außerdem musste der Rat bis auf wenige Ausnahm en 
einstimmig entscheiden. Der VvL sieht nun für den B ereich 
des RFSR das „ordentliche Gesetzgebungsverfahren“ vo r 
und erhebt damit bei der Schaffung sekundären Gemei n-
schaftsrechts das EP zum Mitgesetzgeber neben dem R at. 
Neu ist, dass der Rat - bis auf wenige Ausnahmen - auch in 
den Bereichen der PJZS oder des Asyls seine Beschlüss e 
mit doppelt qualifizierter Mehrheit fassen kann. 

Den nationalen Parlamenten kommt neuerdings au-
ßerdem eine besondere Funktion bei der Subsidiaritä tskon-
trolle zu: Für den Bereich der Freizügigkeit und des R FSR 
bestimmt Artikel 69 AEUV ausdrücklich, dass die nati ona-
len Parlamente für die Einhaltung des Subsidiaritätspr inzips 
Sorge tragen. Dabei gilt nach Artikel 7 Absatz 2 des Subsi-
diaritätsprotokolls für de PJZS noch eine Spezialität:  Wäh-
rend Kommissionsvorschläge grundsätzlich noch einmal 
geprüft werden, wenn ein Drittel der nationalen Parlame n-
te sich aus Subsidiaritätsgründen gegen sie aussprich t, ist 
die Schwelle im Bereich der PJZS auf ein Viertel gesenk t. 

Die neue Regelung des Artikels 76 AEUV erhält die im 
Bereich der PJZS bestehende Ausnahme, dass neben der  
KOM auch die MS das Initiativrecht haben, im Grundsa tz 
aufrecht. Während bislang jedoch ein einzelner MS ein e 
Gesetzesinitiative vorlegen konnte, bedarf es nun mi ndes-
tens eines Viertels der MS für einen Gesetzesvorschlag.  

Nach der alten Regelung besaß der EuGH im Bereich 
des Grenzschutzes und der Asyl- und Einwanderungspo litik 
nur eine eingeschränkte Zuständigkeit. Nur letztinsta nzliche 
Gerichte durften Ersuchen zur Vorabentscheidung vorl e-
gen. Im Bereich der PJZS durften die MS selbst entschei-
den, ob ihre Gerichte Ersuchen zur Vorabentscheidung  
vorlegen durften. Lediglich 13 von 27 MS hatten sich  dafür 
entschieden. Ein Vertragsverletzungsverfahren war ga r 
nicht vorgesehen. Diese Beschränkungen hebt der VvL 
auf. Einzig ausgenommen von der Überprüfung des EuG H 
bleiben nun nur noch Maßnahmen nationaler Strafverfol-
gungsbehörden (Artikel 276 AEUV). 

Grenzkontrollen, Asyl und Einwanderung  
(Artikel 77-80 AEUV) 

Artikel 77 AEUV schreibt nun das Ziel der Einführung e ines 
integrierten Grenzschutzsystems ausdrücklich fest. Eu ro-
paweit soll ein einheitlicher Asylstatus für Drittstaat angehö-
rige geschaffen werden (Artikel 78 Absatz 2 AEUV). 

Die Kompetenzen der EU werden auf den Bereich der 
Bekämpfung der illegalen Einwanderung ausgedehnt 
(Artikel 79 AEUV). 

Das EP und der Rat können nun nach Artikel 79 Absatz  4 
AEUV Maßnahmen festlegen, mit denen mitgliedstaatliche  

Integrationsmaßnahmen gefördert werden. Eine Harmon i-
sierung der nationalen Rechtsvorschriften ist dabei a ber 
ausgeschlossen. 

Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen  
(Artikel 81 AEUV) 

Die Zuständigkeit der EU bezieht sich nun auch auf de n 
effektiven Zugang zum Recht, die Entwicklung alternativ er 
Methoden zur Streitbeilegung und die Unterstützung d er 
Weiterbildung von Richtern und Justizbediensteten. 

Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen  
(Artikel 82-86 AEUV) 

Artikel 82 Absatz 2 schafft erstmals eine ausdrücklich e 
Rechtsgrundlage für die Rechtsangleichung im Strafver-
fahrensrecht. Durch Richtlinien können Mindestvorschri ften 
bspw. hinsichtlich der Zulässigkeit von Beweismitteln,  der 
Rechte des Einzelnen im Strafverfahren und der Rech te 
der Opfer von Straftaten geschaffen werden, soweit dies 
zur Erleichterung der gegenseitigen Anerkennung von 
Urteilen und gerichtlichen Entscheidungen oder der PJ ZS 
mit grenzüberschreitender Dimension erforderlich ist . 

Artikel 82 Absatz 3 AEUV führt eine „Notbremse“ ein, mit 
Hilfe derer die MS ihren Vorbehalten bei Regelungen d es 
Strafverfahrensrechts Geltung verschaffen können: Hä lt 
ein MS grundlegende Aspekte seiner Strafrechtsordnun g 
durch eine Richtlinie berührt, kann er den ER befasse n. 
Das Gesetzgebungsverfahren wird solange ausgesetzt. 
Der ER beschließt einvernehmlich über die Fortführung  
oder die Beendigung des Gesetzgebungsverfahrens. 

Im materiellen Strafrecht weitet Artikel 83 Absatz 1 A EUV 
die Kompetenzen zur Schaffung von Mindestvorschrift en 
auf neue Felder aus, bspw. auf den Menschenhandel, di e 
sexuelle Ausbeutung von Frauen und Kindern oder die 
Geldwäsche. Auch im materiellen Strafrecht gilt der be-
schriebene Notbremsemechanismus. 

Polizeiliche Zusammenarbeit 

Die Gewinnung, Speicherung und Auswertung von Daten  
werden zukünftig aber nach dem ordentlichen Gesetzge -
bungsverfahren beschlossen (Artikel 87 Absatz 2 AEUV) . 
Maßnahmen, welche die operative Zusammenarbeit zwi-
schen Polizeibehörden betreffen, werden Nach Anhörung  
des Parlaments einstimmig vom Rat beschlossen (Artike l 87 
Absatz 2 AEUV). 

Aufbau, Arbeitsweise und Tätigkeitsbereiche von EU-
ROPOL unterfallen jetzt dem „ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren“ (Artikel 88 Absatz 2 AEUV). Zu den Au f-
gaben gehören nun aber neben der Koordinierung, Or-
ganisation und Durchführung von Ermittlungen auch op e-
rative Maßnahmen. Letztere darf EUROPOL jedoch nur in 
Absprache mit dem betroffenen MS unternehmen. 
Durchgeführt werden solche Maßnahmen zusammen mit 
den zuständigen nationalen Behörden. EUROPOL wendet 
keine Zwangsmaßnahmen an. Dies bleibt den nationalen 
Behörden überlassen (Artikel 88 Absatz 3 AEUV).  WD�  
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Beschäftigung und Soziales 

Artikel 3 EUV nennt als Ziel der EU die wettbewerbsfähi ge 
soziale Marktwirtschaft. Laut Artikel 6 Absatz 1 EUV erkennt 
die EU die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, di e in 
der Charta der Grundrechte der EU festgelegt sind. D ie 
Charta wird den Verträgen vom Rang gleichgestellt. Aus -
nahmeklauseln gelten für Polen, Tschechien und Großbri-
tannien. Bei der Ausgestaltung der europäischen Sozi alpo-
litik ist damit u. a. auf das Recht auf angemessene und 
gerechte Arbeitsbedingungen, auf Kollektivverhandlun-
gen und auf Teilhabe am sozialen Leben sowie auf das 
Prinzip der Nichtdiskriminierung zu achten. 

Die Sozialpolitik unterfällt nach Artikel 4 Absatz 2 AEU V 
der sog. geteilten Zuständigkeit. Die MS können Recht sak-
te nur dann und nur soweit erlassen, wie die Union ihr e 
vorrangige Zuständigkeit nicht ausgeübt hat. Der Union  
kommt außerdem nach Artikel 5 AEUV hinsichtlich der 
Beschäftigungspolitik der MS eine Koordinierungsfunkt ion 
zu. 

Artikel 9 AEUV schreibt vor, dass die EU und die MS bei 
der Festlegung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen die E r-
fordernisse im Zusammenhang mit der Förderung eines 
hohen Beschäftigungsniveaus einen angemessenen sozi a-
len Schutz gewährleisten sowie soziale Ausgrenzung be-
kämpfen müssen. Auch die Bekämpfung der Diskriminie -
rung z. B. aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder des 
Alters ist nach Artikel 10 AEUV als Querschnittsaufga be der 
EU genannt. Der Rat braucht nun die Zustimmung des EP , 
um Maßnahmen zu treffen (Artikel 19 AEUV). 

Nach Artikel 14 AEUV können Rat und EP durch Verord-
nung die Grundsätze und Bedingungen für die Erbringu ng 
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse festlegen. 

Mit Artikel 48 AEUV wird nunmehr das bisherige Einst im-
migkeitserfordernis bei Maßnahmen hinfällig, die die  Frei-
zügigkeit von Arbeitnehmern betreffen. Maßnahmen kö n-
nen im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassen 
werden. Jedoch kann ein MS erklären, dass ein Rechtsa kt 
wichtige Aspekte seines Systems der sozialen Sicherhe it 
verletzt. In diesem Falle wird der ER mit der Angelegen heit 
befasst und das Gesetzgebungsverfahren ausgesetzt. Der 
Vorschlag kann dann binnen vier Monaten wieder an den  
Rat verwiesen werden oder der ER beschließt, nicht tä tig 
zu werden bzw. die KOM aufzufordern, einen neuen Vor -
schlag vorzulegen. WD�  

Regionalpolitik 

Mit dem VvL wird erstmalig der Grundsatz des territo rialen 
Zusammenhalts als Ziel der EU genannt, Artikel 3 Absatz 3 
EUV und 174 AEUV. Erstmalig wird auch das Recht der 
lokalen und regionalen Ebenen auf Selbstverwaltung ver-
ankert (Artikel 4 Absatz 2 EUV). 

Die neue Definition des Subsidiaritätsprinzips in A rtikel 5 
EUV bezieht sich ebenfalls auf die lokale und regionale 
Ebene. Das bedeutet, dass künftig deren Kompetenzen  
bei der Rechtssetzung stärker berücksichtigt werden  müs-
sen. 

In den Artikeln 174-178 AEUV ist festgelegt, dass auf  der 
Basis von Regional- und Strukturfonds strukturell schw ache 
und ländliche Regionen gestärkt und entwickelt werden 
sollen. Das bisherige Verfahren zur Festlegung der Auf ga-
ben, Ziele und Organisation des Struktur- und Kohäsion s-
fonds wird geändert. Rechtsform ist nun die Verordn ung 
(Artikel 177). Statt Einstimmigkeit reicht eine qualif izierte 
Mehrheit im Rat bei Mitentscheidung des EP im orden tli-
chen Gesetzgebungsverfahren. Der AdR ist anzuhören.  

 WD�  

Landwirtschaftspolitik 

Artikel 38 AEUV enthält nunmehr eine ausdrückliche Zu-
weisung der Agrarpolitik, einschließlich des Handels mit 
landwirtschaftlichen Produkten, als Gemeinschaftsaufg a-
be. Zwar war die in Art. 43 AEUV festgeschriebene ge-
meinsame Marktordnung auch bereits im Nizza-Vertrag  
(Artikel 34 und 37) verankert, die Entscheidungen hi erüber 
werden nach dem VvL nun aber nicht mehr nur durch 
den Rat, sondern gemeinsam mit dem EP getroffen wer -
den. 

Grundlage hierfür ist das ordentliche Gesetzgebungs-
verfahren (Art. 294 AEUV), welches das Anhörungsverf ah-
ren nun ablöst. Das Gesetzesinitiativrecht liegt bei der 
KOM, die zunächst Vorschläge für die Gestaltung und 
Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik und Markt-
ordnung vorlegt. Die Verordnungen, Richtlinien oder Be -
schlüsse werden dann gemeinsam, nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses, durch den Rat un d das 
EP angenommen. Die Entscheidungen sind im Rat ab 201 4 
mit qualifizierter, im EP mit einfacher Mehrheit zu t reffen. 
Sind sich Rat und EP einig, würde grundsätzlich eine e inzi-
ge Lesung des EP für den Erlass eines Rechtsakts unt er 
dem VvL ausreichen. 

Nach Artikel 42 Abs. 2 AEUV sind Ausnahmen im Bereic h 
der Beihilfen zugunsten des Rates vorgesehen. Auf de r 
Durchführungsebene können z. B. Befugnisse gemäß Ar ti-
kel 43, Abs. 3 AEUV zur Festsetzung von Preisen, Bei hilfen 
und mengenmäßigen Beschränkungen allein dem Rat 
übertragen werden. 

Da das EP künftig gemeinsam mit dem Rat auch die 
Haushaltsbehörde der EU darstellen wird, wird das EP 
ebenfalls im Haushaltsrecht und über den Agrarhaushalt 
mitentscheiden. Über die Eckpunkte wie auch die Ges tal-
tung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) sowie das kün f-
tige System von Direktzahlungen und Marktinstrument en 
bzw. bezüglich der Unterstützungen im Bereich der länd li-
chen Entwicklung kann nur noch gemeinsam mit dem EP 
entschieden werden. 

Die in anderen sektoralen Politikbereichen bereits gän-
gige Praxis hat somit nun auch den Agrarbereich erreic ht 
und die Beteiligungsrechte des EP weiter gestärkt. 

Im Bereich der internationalen Agrarabkommen wird e s 
ebenfalls Reformen geben, die sich aus den Änderungen  
der Handelspolitik ergeben. Für Agrarabkommen im enge-
ren Sinne wird die KOM weiterhin das Verhandlungsman -
dat behalten, muss aber künftig neben dem SAL auch d as 
EP über den Verhandlungsstand unterrichten (Artikel 2 07 
Abs. 3 AEUV). Geht es um geistiges Eigentum oder au slän-
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dische Direktinvestitionen erhält die KOM gemäß Artik el 
207 Abs. 1 AEUV erstmals ein exklusives Verhandlungs-
recht. Entgegen der ursprünglichen geteilten Zuständig keit 
werden die MS zwar ihren unmittelbaren Verhandlungsein-
fluss verlieren, dennoch müssen die Abschlüsse anschli e-
ßend einstimmig durch den Rat bestätigt werden. 

Wie die Agrarpolitik wird auch die Fischereipolitik k ünftig 
im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren entschieden 
werden. Eine Ausnahme gilt aber z. B. für die jährlic hen 
Fangmengen (TAC), diese werden zur Vermeidung von 
Verzögerungen weiter allein vom Rat ohne die Einbezie-
hung des EP festgelegt. KL�  

Umweltpolitik 

Die Umweltpolitik ist in den Artikeln 191 bis 193 AEUV  gere-
gelt. Da der Umweltbereich auch schon vor In-Kraft-Tr eten 
des VvL maßgeblich durch die EU als Gemeinschaftsauf-
gabe bearbeitet wurde, wird sich de facto an der bi sheri-
gen Praxis nichts ändern. Neu ist aber, dass die Bek ämp-
fung des Klimawandels als Ziel der Umweltpolitik im Arti -
kel 191 AEUV ausdrücklich festgeschrieben wurde. Dies e 
Ergänzung hat aber eher einen symbolischen Charakter , 
da die EU bereits jetzt über umfassende Befugnisse in die-
sem Bereich verfügt.  KL�  

Energiepolitik 

Durch die Aufnahme des Artikels 194 AEUV erhält die 
Energiepolitik erstmals den Status einer eigenen Gemei n-
schaftspolitik. Zwar werden hierdurch keine völlig neue n 
Kompetenzen geschaffen, aber durch Artikel 194 sowie  
Artikel 122 AEUV wird erstmals auf die Gültigkeit des Solida-
ritätsprinzips in der Energieversorgung hingewiesen. Dar-
über hinaus soll durch Artikel 194 AEUV auch das Ziel de r 
Förderung der grenzüberschreitenden Verknüpfung von  
Energienetzen gewährleistet werden. So soll das Funktio -
nieren des Energiemarktes und der Energienetze sowi e die 
Versorgungssicherheit sichergestellt und ein „solidari scher 
Energiebinnenmarkt“ gefördert werden. Aber auch die 
Bereiche der Energieeffizienz sowie der neuen und er neu-
erbaren Energien werden unterstützt. Über die Zusamme n-
setzung ihres Energiemixes dürfen die MS weiterhin se lbst 
entscheiden. 

Rechtsakte werden künftig im ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren erlassen. Bisher war dies zwar auch s chon 
der Fall, Verordnungen und Richtlinien wurden aber z. B. 
über den „Umweg“ des gemeinsamen Binnenmarktes 
oder über umweltpolitische Maßnahmen erlassen. 

 TE� , KL�  

Gesundheitspolitik 

Prinzipiell wird die Gesundheitspolitik durch den VvL nicht 
beeinflusst. Es bleibt bei der Hoheit der MS für die Or gani-
sation und Finanzierung ihrer Gesundheitssysteme ebe nso 
wie bei der geteilten Zuständigkeit für Themen der ö ffent-
lichen Gesundheit. Aber der Artikel 168 AEUV sieht de n-
noch in den Absätzen 4 und 5 neue Kompetenzen der EU  
vor. So können EP und Rat im Rahmen von ordentlichen  

Gesetzgebungsverfahren unter Ausschluss jeglicher Har-
monisierung der Rechtsvorschriften der MS z. B. hohe  Qua-
litäts- und Sicherheitsstandards sowohl für Arzneimit tel und 
Medizinprodukte als auch für Blut und Blutderivate ode r 
Organe und Substanzen menschlichen Ursprungs festle-
gen. Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesserung der 
menschlichen Gesundheit insbesondere bei der Bekämp-
fung von grenzüberschreitenden Gesundheitsgefahren 
oder mit dem Ziel, die Bevölkerung vor Tabakkonsum und  
Alkoholmissbrauch zu schützen, gehören ebenso zu de n 
neuen gemeinschaftlichen Kompetenzen. DvR�  

Forschung und Wissenschaft 

Im Bereich Forschung, technologische Entwicklung und 
Raumfahrt hat durch den VvL sowohl eine Kompetenz- a ls 
auch eine Aufgabenerweiterung der EU stattgefunden. 

Der VvL enthält einen Zuständigkeitskatalog (Artikel 2 –6 
AEUV), der die Zuständigkeiten von EU und MS regelt. D ie 
Forschung befindet sich im Bereich „Geteilte Zuständig keit 
(ohne Sperrwirkung für MS)“, d. h. man hat jetzt ei ne paral-
lele Zuständigkeit für die Forschungspolitik. Offen ist noch 
die Frage nach der Governance der „neuen“ Partner-
schaft von KOM und MS. 

Die Ausweitung der Aufgaben der EU bedeutet, dass 
das ganze Spektrum der Forschung und technologischen  
Entwicklung abgedeckt wird, also auch die Grundlagen-
forschung. Man hat sich wegbewegt von der Fokussier ung 
auf die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie hin zur F örde-
rung von Forschung und Technologie als eigenem Ziel. Für  
das Forschungsrahmenprogramm hat dies keine Konse-
quenzen. 

Artikel 179 Absatz 1 AEUV definiert das Ziel eines Eur opä-
ischen Forschungsraums, in dem Freizügigkeit für Fo rscher 
herrscht und wissenschaftliche Erkenntnisse und Techn olo-
gien frei ausgetauscht werden können. Die EU nimmt sich 
vor, die Entwicklung ihrer Wettbewerbsfähigkeit im F or-
schungsbereich zu fördern. DvR�  

Medien und Informationsgesellschaft 

Artikel 118 AEUV sieht vor, dass EP und Rat gemäß de m 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren Maßnahmen zur 
Schaffung europäischer Rechtstitel über einen einhei tli-
chen Schutz der Rechte des geistigen Eigentums in d er 
Union sowie zur Einführung von zentralisierten Zulass ungs- , 
Koordinierungs-, und Kontrollregelungen erlassen. 

Diese Kompetenz betrifft insbesondere den Erlass von 
Rechtsmaßnahmen bezüglich des Urheberrechts auf dem 
Gebiet der EU.  WD�  

Im VvL neu geregelte Politikfelder 

Der VvL gibt der EU einige neue Zuständigkeiten, u.  a. für 
den Sport (Artikel 165 Absatz 2 und 4 AEUV), die Rau m-
fahrtpolitik (Artikel 189 AEUV), den Tourismus (Artik el 195 
AEUV) und den Katastrophenschutz (Artikel 196 AEUV).  
Auch soll die Verwaltungszusammenarbeit eine Stärkung 
durch die Aufnahme des Artikels 197 AEUV erfahren. 
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Für den Bereich des Sports wird es der EU ermöglicht,  
diesen Sektor mit einem Finanzierungsprogramm zu un ter-
stützen. Darüber hinaus soll es eine stärkere Basis für den 
politischen Austausch auf Gemeinschaftsebene geben, 
z. B. wird ein Ministerrat für Sport eingerichtet, de r erstmals 
unter der spanischen Ratspräsidentschaft tagen soll. 

Zur Förderung des wissenschaftlichen und technischen 
Fortschritts sowie der Wettbewerbsfähigkeit der Ind ustrie 
kann die EU in der Raumfahrtpolitik gemeinsame Initiat i-
ven zur Forschung und technologischen Entwicklung för -
dern sowie die Erforschung und Nutzung des Weltraums 
koordinieren. 

Im Tourismusbereich kann die EU künftig im Rahmen der  
sog. unterstützenden Zuständigkeit gemäß Artikel 6 AE UV 
Maßnahmen zur Unterstützung, Koordinierung oder Erg än-
zung der Politik der MS ergreifen. Sie erhält aber kei ne 
Befugnis zur Harmonisierung des Rechts der MS auf d iesem 
Gebiet. Dies gilt auch für die anderen genannten Ber ei-
che, die neue Kompetenzen im Gemeinschaftsbereich 
erhalten. 

Im Rahmen des Katastrophenschutzes soll die Zusam-
menarbeit der MS gefördert und die Systeme zur Verh ü-
tung von Naturkatastrophen und von vom Menschen 
verursachten Katastrophen wirksamer gestaltet werden . 

Die effektive Durchführung des Unionsrechts durch d ie 
MS wird für das ordnungsgemäße Funktionieren der EU 
künftig als Frage des gemeinsamen Interesses angesehe n. 
Im Rahmen der Verwaltungszusammenarbeit soll daher 
insbesondere eine Erleichterung im Austausch von Info r-
mationen sowie von Beamten geschaffen werden. Auch 
soll dies eine Unterstützung von Aus- und Weiterbildun gs-
programmen beinhalten. CH� , KL� , TE�  

Verfahrensweisen 
 

Ordentliches Gesetzgebungsverfahren 

Das bisherige Mitentscheidungsverfahren wird zu ein em 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ausgestaltet. Nac h 
Artikel 289 AEUV bezieht sich das ordentliche Gesetzge-
bungsverfahren auf die Annahme von Verordnungen, 
Richtlinien oder Beschlüssen, die auf Vorschlag der K OM, 
in besonderen Fällen auch auf Initiative einer Gruppe  von 
MS, auf Empfehlung der Europäischen Zentralbank oder 
auf Antrag des EuGH erlassen werden. Dies geschieht 
gemeinsam durch EP und Rat. Artikel 294 AEUV beschre ibt 
das Verfahren der ordentlichen Gesetzgebung. 

Sind sich alle Beteiligten einig, kann ein Rechtsakt dur ch 
nur eine Lesung im EP erlassen werden, sofern der Rat  den 
Standpunkt des EP billigt. Legt hingegen der Rat einen  
eigenen Standpunkt fest, geht das Verfahren in die 2. 
Lesung. Das EP hat nunmehr 3 Monate Zeit, den Stand-
punkt des Rates zu billigen - dann wäre der Rechtsak t in 
der Fassung des Standpunkts des Rates erlassen - ode r 
wiederum Änderungen einzubringen. Die abgeänderte 
Fassung würde dann wiederum dem Rat und der KOM zur 
Stellungnahme zugeleitet. 

Sollte auch in der 2. Lesung des Rates noch immer kei ne 
Einigung erzielt werden, wird binnen sechs Wochen du rch 

den Präsidenten des Rates im Einvernehmen mit dem 
Präsidenten des EP ein Vermittlungsausschuss einberu fen. 

Der Vermittlungsausschuss, der sich aus gleicher Anzah l 
von Mitgliedern des Rates und des EP zusammen setzt,  hat 
die Aufgabe, innerhalb von sechs Wochen nach seiner 
Einberufung eine Einigung auf der Grundlage der Stand -
punkte des EP und des Rates in zweiter Lesung zu er zielen. 
Die KOM nimmt an den Arbeiten des Vermittlungsaus-
schusses teil und soll alle erforderlichen Initiativen e rgrei-
fen, um auf eine Annäherung der Standpunkte hinzuwi r-
ken. Kommt der Vermittlungsausschuss zu einem gemein -
samen Entwurf, haben EP und Rat wiederum sechs Wo-
chen Zeit, um diesen zu billigen. Zur Vermeidung von f or-
mellen Vermittlungsverfahren dient in der Praxis sehr häu-
fig das Instrument des informellen Trilogs, das Rat und  EP 
unter Vermittlung durch die KOM zu Gesprächen über d ie 
jeweiligen Fragen zusammenbringt. 

Die genannten Fristen von drei Monaten bzw. sechs 
Wochen können auf Initiative des EP oder des Rates u m 
höchstens einen Monat bzw. zwei Wochen verlängert 
werden.  

Der VvL dehnt den Anwendungsbereich des ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahrens von gegenwärtig 45 auf  
85 Handlungsermächtigungen aus. KL�  

Komitologie 

Durchführungsmaßnahmen zu beschlossenen Rechtsakten 
werden i. d. R. durch die KOM in sog. Komitologiever fah-
ren beschlossen. Der VvL sieht zwei Arten der Übertr agung 
von Befugnissen auf die KOM vor, die nur Anwendung 
finden, wenn entsprechende Basisrechtsakte zugrunde 
liegen, die im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ent -
schieden wurden. 

In Art. 290 AEUV wird das Verfahren des delegierten 
Rechtsakts geregelt. Der KOM wird hierfür im Basisakt  die 
entsprechende Befugnis übertragen. 

Der Durchführungsrechtsakt gemäß Art. 291 AEUV ent-
spricht den bisherigen Komitologieverfahren. Die wese ntli-
che Kontrolle der übertragenen Befugnisse obliegt weite r-
hin den MS.  

Diese Verfahren werden aber erst für neue Rechtsakt e 
relevant werden. Für die Umsetzung ist darüber hinau s 
eine Änderung des jetzigen Komitologiebeschlusses 
1999/468/EG erforderlich. Dies ist am 9. Dezember für  den 
Artikel 290 bereits geschehen. Eine entsprechende Mi ttei-
lung der KOM für den Artikel 291 liegt noch nicht vo r. KL�  

� Beschluss des Rates 1999/468/EG 
� Mitteilung der KOM (2009)673 Umsetzung Artikel 290 

Europäische Bürgerinitiativen 

Mit Inkrafttreten des VvL haben „Unionsbürgerinnen und 
Unionsbürger, deren Anzahl mindestens eine Million b etra-
gen und bei denen es sich um Staatsangehörige einer 
erheblichen Anzahl von MS handeln muss, das Recht, di e 
Initiative zu ergreifen und die KOM aufzufordern, i m Rah-
men ihrer Befugnisse geeignete Vorschläge zu Themen zu 
unterbreiten, zu denen es nach Ansicht jener Bürger innen 
und Bürger eines Rechtsakts der Union bedarf, um die  
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Verträge umzusetzen“ (Artikel 11 Absatz 4 EUV). Die Ver-
fahren und Bedingungen, die für eine solche Bürgerin itiati-
ve gelten, werden nach Artikel 24 Absatz 1 AEUV festg e-
legt. Das bedeutet, dass EP und Rat per Verordnung d ie 
Details dieses neuen Initiativrechts noch regeln müsse n. 

Die KOM hat bereits im Vorfeld des Inkrafttretens de s 
VvL eine Konsultation in die Wege geleitet, im Rahmen 
derer Europas Bürger ihre Positionen zu den noch of fenen 
Fragen der Umsetzung dieser neuen Möglichkeit direkt er 
Demokratie in Europa vortragen können. Insbesondere  
stehen folgende Themen zur Diskussion: 
�  Mindestzahl der MS, aus denen die Bürger kommen 

müssen (was ist also eine „erhebliche Anzahl von MS“? ), 
�  Mindestzahl der Unterzeichner je MS, 
�  Kriterien für die Unterstützung einer Bürgerinitiati ve - 

Mindestalter der Unterzeichnenden, 
�  Form und Abfassung einer Bürgerinitiative, 
�  Anforderungen an die Sammlung, Überprüfung und 

Authentifizierung der Unterschriften, 
�  Zeitraum für die Sammlung von Unterschriften, 
�  Anmeldung geplanter Initiativen, 
�  Anforderung an Organisatoren - Transparenz und Fin an-

zierung, 
�  Überprüfung von Bürgerinitiativen durch die KOM, 
�  Initiativen zu ein und demselben Thema. 
Zu all diesen Fragen besteht noch bis zum 31. Januar 2 010 
die Möglichkeit der Stellungnahme gegenüber der KOM. 
  LF�  

� Grünbuch zur Europäischen Bürgerinitiative 
� Themenseite der KOM 

Übergangsregelungen zum VvL 

Mit Inkrafttreten des VvL müssen die laufenden Geset zge-
bungsverfahren daraufhin überprüft werden, ob sich 
maßgebliche Änderungen ergeben haben. Die KOM hat 
zu diesem Zweck am 2. Dezember eine Mitteilung über d ie 
Auswirkungen des VvL auf die laufenden interinstituti onel-
len Beschlussfassungsverfahren vorgelegt (KOM 2009(66 5) 
endg.). Die KOM unterscheidet bei den Änderungen zwi -
schen vier Kategorien: 
�  Werden identische Vorschriften nur neu nummeriert, 

erfolgt die Anpassung automatisch gemäß Artikel 5 des  
VvL entsprechend der jeweiligen Übereinstimmungsta-
bellen. 

�  Wenn sich das Beschlussverfahren ändert, also z. B. ein 
Bereich künftig dem ordentlichen Gesetzgebungsver-
fahren unterliegt, muss ab sofort dieses Verfahren an-
gewendet werden. Es ist in diesem Fall eine Entschei-
dung darüber zu treffen, was mit den bis dahin erfo lg-
ten Verfahrensschritten nach altem Recht geschehen 
soll. Hier ist vor allem das EP gefragt. 

�  Bei Vorschlägen, deren Rechtsgrundlage durch den 
VvL über eine bloße Neunummerierung hinaus geän-
dert wurde, muss die KOM eine formelle Änderung ihrer  
Vorschläge vornehmen. Diese gelten dann als neue 
Vorschläge und auch hier muss das EP entscheiden, 
wie ggf. mit bereits durchlaufenen Schritten des Ge -
setzgebungsverfahrens nach altem Recht verfahren 
werden soll (Annex 1). 

�  Die Vorschläge, die die KOM noch unter dem alten Ti tel 
VI des EUV in der Fassung von Nizza unterbreitet ha t 
und die jetzt unter den Titel V des AEUV fallen (Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts) sind au f-
grund dieser tiefgreifenden Änderung obsolet gewor-
den und werden rasch durch neue Vorschläge ersetzt, 
die dem VvL Rechnung tragen (Annex 2). 

Es ist zu erwarten, dass das EP im Januar 2010 zu d iesem 
Vorschlag der KOM im Wege einer Entschließung Stellung 
nimmt. LF�  

� Mitteilung der KOM 2009(665) endg. 
� Übereinstimmungstabelle Nizza - VvL 

� Annex 1 
� Annex 2 

� Annex 4 - Übersicht über anhängige Vorschläge 

Und was ändert sich noch? 

Europäische Union/Rechtspersönlichkeit 

Die bisherigen Säulentheorien, die seit dem Vertrag v on 
Maastricht unsere Sicht Europas bestimmt haben, sin d mit 
dem VvL obsolet. Während die EU bislang die Pfeiler „E u-
ropäische Gemeinschaften“ sowie die „zwischenstaatl i-
che Kooperation“ auf den Gebieten Außen- und Sicher -
heitspolitik sowie Justiz und Inneres beschrieb, ste ht der 
Begriff „Europäische Union“ nunmehr für die Gesamthe it 
der Institutionen. Die Europäische Atomgemeinschaft  
(Euratom), die neben der EG zu den Europäischen Ge-
meinschaften gehörte, bleibt auch nach dem VvL als 
eigenständige Organisation bestehen, die jedoch in ihren 
Strukturen an die EU angegliedert ist und ihre Organ e mit 
der EU teilt. Die EU tritt als Rechtsnachfolgerin an d ie Stelle 
der Europäischen Gemeinschaft (Artikel 1 EUV). Außer dem 
erhält die EU eindeutig den Status einer Rechtspersö nlich-
keit (Artikel 47 EUV). Dies war bislang insbesondere bei den 
Pfeilern der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit einigen  
Zweifeln unterworfen. Eine Vielzahl von Aufsätzen und 
Doktorarbeiten dürfte durch diese Änderungen gegens -
tandslos werden (neue werden folgen). 

Vorrang europäischen Rechts 

Das Europäische Recht hat Vorrang vor den nationalen  
gesetzlichen Bestimmungen. Dies ist keine Neuheit. B ereits 
in dem Urteil „Costa/ENEL (RS. 6/64) entschied der E uGH 
im Jahre 1964: „...dem Gemeinschaftsrecht können ke ine 
wie immer gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschrift en 
vorgehen, wenn ihm nicht sein Charakter als Gemein-
schaftsrecht aberkannt und wenn nicht die Rechtsgru nd-
lage der Gemeinschaft selbst in Frage gestellt werden 
soll.“ Auf diese bisherige Rechtsprechung nimmt auch 
Erklärung Nr. 17 zum VvL Bezug, wenn es dort heißt: “Die 
Konferenz weist darauf hin, dass die Verträge und d as von 
der Union auf der Grundlage der Verträge gesetzte Re cht 
im Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Europäischen Union unter den in diese r 
Rechtsprechung festgelegten Bedingungen Vorrang vor 
dem Recht der Mitgliedstaaten haben. Darüber hinaus 
hat die Konferenz beschlossen, dass das Gutachten de s 
Juristischen Dienstes des Rates zum Vorrang in der Fassung 
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des Dokuments 11197/07 (JUR 260) dieser Schlussakte  bei-
gefügt wird...”. Nach vorherrschender Meinung besteh t 
ein sog. „Anwendungsvorrang“, der zur Folge hat, das s 
nationale Rechtsbestimmungen bei einem Konflikt mit 
europäischem Recht unangewendet bleiben, aber nicht 
außer Kraft treten. So können derartige Vorschrifte n ggf. 
rein innerstaatliche Sachverhalte regeln, wenn keine EU-
Rechtsrelevanz besteht. Im Verfassungstext war dies u nter 
Artikel 1-6 übersichtlicher ist, aber im Ergebnis ident isch 
geregelt.  

Austritt aus der EU 

Eine weitere in der Literatur immer wieder diskutie rte Frage 
wird mit dem VvL abschließend geklärt: Ein Austritt a us der 
EU ist möglich (Artikel 50 EUV). Hierfür muss der jew eilige 
MS dem ER seine entsprechende Absicht mitteilen. In der 
Folge wird ein Abkommen über die Einzelheiten dieses  
Austritts verhandelt. Nach Inkrafttreten dieses Abko m-
mens, spätestens jedoch zwei Jahre nach Eingang des  
Austrittswunsches beim ER, werden die Verträge der EU 
nicht mehr auf den austrittswilligen Staat angewendet . Ein 
Wiedereintritt ist unter den allgemeinen Voraussetzun gen 
des Artikels 49 EUV jedoch möglich. LF�  

� EuGH Urteil Costa/Enel RS. 6/64 
� Erklärungen zum VvL (insb. Nr. 17) 

� Gutachen des Rates 1119707 (JUR 260) 
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Ordentliches  Gesetzgebungsverfahren

 
Quelle: Wikipedia 



 

 

 Hans EUmschau  01/2010  

  15 

 

Haushaltsverfahren nach Artikel 270 

 
Quelle: SWP 
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